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Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom
14.11.2017 aufgehoben und die Klagen abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die Versorgung mit zwei HÃ¶rgerÃ¤ten Ã¼ber den Festbetrag
hinaus.

Die 1955 geborene, bei der Beklagten aufgrund einer BeschÃ¤ftigung als Lehrerin
an einer Schule fÃ¼r geistig und kÃ¶rperbehinderte Kinder krankenversicherte und
bei der Beigeladenen rentenversicherte KlÃ¤gerin leidet an heriditÃ¤rer
pancochleÃ¤rer hochgradiger InnenohrschwerhÃ¶rigkeit beidseits. Deshalb ist sie
seit Ende der Neunziger Jahre mit HÃ¶rgerÃ¤ten versorgt, wobei die Versorgung mit
dem zweiten HÃ¶rgerÃ¤t im Jahr 2004 durch die Beigeladene erfolgte. Seit dem Jahr
2011 erprobt die KlÃ¤gerin verschiedene neue HÃ¶rgerÃ¤te. Aufgrund einer
ohrenÃ¤rztlichen Verordnung des HNO-Arztes Dr. H. vom 05.03.2015 Ã¼ber eine
beidseits notwendige HÃ¶rhilfe erprobte sie Ã¼ber die Firma HÃ¶rakustik D. V. zwei
HÃ¶rsysteme, darunter das eigenanteilsfrei angebotene digitale HÃ¶rgerÃ¤t AS P 4
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G2 (im Folgenden: AS; Anpassungsbericht vom 29.02.2016). Dieses verfÃ¼gt
Ã¼ber vier KanÃ¤le (ermÃ¶glichen eine individuelle und feine Anpassung des
HÃ¶rsystems an den HÃ¶rverlust), vier HÃ¶rprogramme (zur manuellen Einstellung
auf unterschiedliche Situationen, wovon eines als TV- oder als Telefonprogramm
eingestellt werden kann), RÃ¼ckkopplungsunterdrÃ¼ckung,
StÃ¶rgerÃ¤uschunterdrÃ¼ckung und ein omnidirektionales sowie ein direktional-
statisches Richtmikrofon. Mit dem AS erzielte die KlÃ¤gerin nach dem Freiburger
Sprachtest ein Sprachverstehen von 100 % (Nutzschall 65 dB ohne StÃ¶rschall)
sowie von 85 % (Nutzschall 65 dB mit StÃ¶rschall 60 dB).

Die KlÃ¤gerin beantragte (spÃ¤testens am 29.02.2016) unter Vorlage eines
Kostenvoranschlags der Firma HÃ¶rakustik D. V. vom 24.10.2015 (Eingang bei der
Beklagten nicht mehr nachvollziehbar) die Versorgung mit zwei HÃ¶rgerÃ¤ten des
Systems widex HdO DREAM 440 D4-FS (im Folgenden: widex; zzgl. Fernbedienung,
OhrpassstÃ¼ck, Reparaturpauschale, NanoCare Cerumensiebe, Phone-DEX, TV-DEX
sowie Drybox Avantgarde (Gesamtpreis: 5.621,45 EUR; Eigenanteil: 1.514,00 EUR).
In Abweichung zum obigen FestbetragsgerÃ¤t erzielte die KlÃ¤gerin ausweislich des
Anpassungsberichts vom 29.02.2016 nach dem Freiburger Sprachtest ein
Sprachverstehen von 100 % (Nutzschall 65 dB ohne StÃ¶rschall) sowie von 90 %
(Nutzschall 65 dB mit StÃ¶rschall 60 dB).

Unter dem 09.03.2016 teilte die HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin Sch. nach
Beauftragung durch die Beklagte mit, eine KostenÃ¼bernahme kÃ¶nne in HÃ¶he
des Vertragspreises von 1.614,00 EUR erfolgen. Eine hÃ¶herwertige Versorgung mit
dem WunschgerÃ¤t der KlÃ¤gerin sei nicht anzuerkennen. Beim
zuzahlungspflichtigen GerÃ¤t werde lediglich ein 5 % besseres HÃ¶rverstÃ¤ndnis
bei StÃ¶rschall gemessen. Dieser Unterschied sei zu akzeptieren und werde als
Messtoleranz gewertet. Die KlÃ¤gerin sei eigenanteilsfrei versorgbar.

Mit nicht mit Rechtsbehelfsbelehrungen versehenen Bescheiden vom 23.03.2016
lehnte die Beklagte (sinngemÃ¤Ã�) jeweils ab, die im Kostenvoranschlag geltend
gemachten Aufwendungen in voller HÃ¶he zu Ã¼bernehmen. Sie fÃ¼hrte aus, fÃ¼r
das HÃ¶rgerÃ¤t widex rechts werde ein Betrag i.H.v. 843,50 EUR abzÃ¼glich der
gesetzlichen Zuzahlung von 10,00 EUR, sowie fÃ¼r das HÃ¶rsystem des linken Ohrs
ein Betrag i.H.v. 690,50 EUR abzÃ¼glich der gesetzlichen Zuzahlung von 10,00 EUR
gewÃ¤hrt.

Auf das nicht in der Verwaltungsakte befindliche "Amtshilfeersuchen" der Beklagten
vom 23.03.2016 an den beigeladenen RentenversicherungstrÃ¤ger, teilte Letzterer
mit Schreiben vom 15.04.2016 mit, die Voraussetzungen fÃ¼r Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben seien nicht erfÃ¼llt. Die HÃ¶ranforderungen in der
BerufsausÃ¼bung als Lehrerin fÃ¼r behinderte Kinder beinhalte keine spezifisch
berufsbedingte Notwendigkeit der HÃ¶rgerÃ¤teversorgung. Die beantragten
HÃ¶rhilfen sollten dem unmittelbaren Behinderungsausgleich mit dem Ziel der
Angleichung an das HÃ¶rvermÃ¶gen hÃ¶rgesunder Menschen dienen. Die
HÃ¶ranforderung des Sprachverstehens im StÃ¶rlÃ¤rm sei nach den Urteilen des
Bundessozialgerichts (BSG) als Teil der Krankenkassenversorgung explizit benannt.
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Die KlÃ¤gerin erhob gegen die Bescheide der Beklagten vom 23.03.2016
Widerspruch. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, die Weiterleitung an die
Beigeladene sei unzulÃ¤ssig. Die Beklagte sei alleiniger EntscheidungstrÃ¤ger fÃ¼r
die Entscheidung Ã¼ber die HÃ¶rgerÃ¤teversorgung. Dies habe das Sozialgericht
Ulm (SG) im Urteil vom 18.06.2014 (S 6 R 1403/12) in einem frÃ¼heren Verfahren
entschieden.

Nach Einholung einer weiteren Stellungnahme der HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin
Sch. vom 26.04.2016, in der diese bestÃ¤tigte, dass aufgrund der vorliegenden
Messungen mit HÃ¶rgerÃ¤ten Telefonieren und Fernsehen ohne Hilfsmittel
mÃ¶glich sei, und ausfÃ¼hrte, dass Leistungen mit Bluetooth keine Kassenleistung
seien, hob die Beklagte mit Bescheiden vom 28.04.2016 die Bescheide vom
22.03.2016 auf. Auch unter Einschaltung der Beigeladenen lieÃ�en sich keine
GrÃ¼nde fÃ¼r eine hÃ¶herwertigere Versorgung erkennen. Von den Kosten fÃ¼r
das widex links werde ein Betrag i.H.v. 680,51 EUR Ã¼bernommen, der Eigenanteil
der KlÃ¤gerin belaufe sich auf 1.744,49 EUR inklusive Zuzahlung i.H.v. 10,00 EUR.
Von den Kosten fÃ¼r das widex rechts Ã¼bernehme sie, die Beklagte, 833,51 EUR,
der Eigenanteil der KlÃ¤gerin belaufe sich auf 2.362,93 EUR inklusive Zuzahlung
i.H.v. 10,00 EUR. Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 25.05.2016 erneut
Widerspruch.

Mit Bescheiden vom 06.07.2016 hob die Beklagte die Bescheide vom 23.03.2016
und 28.04.2016 auf, lehnte den Antrag auf MehrkostenÃ¼bernahme der
HÃ¶rgerÃ¤teversorgung ab und bewilligte erneut fÃ¼r das widex links einen Betrag
i.H.v. 680,51 EUR und fÃ¼r das widex rechts einen Betrag i.H.v. 833,51 EUR
inklusive Reparaturpauschale bei beidohriger Versorgung.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin unter dem 19.07.2016 Widerspruch. Die
zuzahlungsfreien HÃ¶rgerÃ¤te kÃ¶nnten keine ausreichende Versorgung
gewÃ¤hrleisten. Unter Hinweis auf die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) und des BSG bestehe Anspruch auf
bestmÃ¶glichen Behinderungsausgleich auch in Alltagssituationen. Der Anspruch
auf Versorgung richte sich nach der Medizintechnik bei hÃ¶chstmÃ¶glicher
Angleichung an das HÃ¶rvermÃ¶gen Gesunder, soweit dies im Alltagsleben
erheblichen Gebrauchsvorteil biete. Aufgrund ihrer originÃ¤ren ZustÃ¤ndigkeit sei
die Beklagte verpflichtet, die vollen Kosten der HÃ¶rgerÃ¤teversorgung zu
Ã¼bernehmen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 19.10.2016 wies die Beklagte die WidersprÃ¼che
der KlÃ¤gerin gegen die Bescheide vom 06.07.2016 zurÃ¼ck. Sie fÃ¼hrte aus, eine
Leistungspflicht ihrerseits bestehe nicht. Der KlÃ¤gerin seien mit den GerÃ¤ten AS
HÃ¶rgerÃ¤te zum Vertragspreis angeboten worden. Von den vorliegenden
Messdaten ausgehend kÃ¶nne durch das gewÃ¤hlte HÃ¶rsystem widex lediglich ein
HÃ¶rgewinn von zusÃ¤tzlich 5 % bei StÃ¶rlÃ¤rm erreicht werden. Dieser
Unterschied liege im Toleranzbereich, welcher durch naturgemÃ¤Ã�e
Tagesschwankungen bedingt sei. Eine signifikante Verbesserung liege damit nicht
vor. Auch die HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin Sch. habe bestÃ¤tigt, dass eine
ausreichende und zweckmÃ¤Ã�ige Versorgung zum Vertragspreis sichergestellt
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werden kÃ¶nne. Damit bestehe kein Anspruch auf Ã�bernahme der Mehrkosten.

Die KlÃ¤gerin hat am 23.11.2016 zwei Klagen beim Sozialgericht Ulm (SG) unter
den Aktenzeichen S 15 KR 3728/16 und S 15 KR 3727/16 erhoben. Im Verfahren S
15 KR 3728/16 hat sie die Versorgung mit dem widex fÃ¼r das rechte Ohr und im
Verfahren S 15 KR 3727/16 die Versorgung mit dem gleichen HÃ¶rsystem fÃ¼r das
linke Ohr begehrt.

Mit Beschluss vom 05.05.2017 hat das SG die beiden Verfahren unter dem
Aktenzeichen S 15 KR 3727/16 zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung
verbunden.

Die KlÃ¤gerin hat unter Bezugnahme auf ihr bisheriges Vorbringen ergÃ¤nzend
ausgefÃ¼hrt, allein aufgrund der eingetretenen Genehmigungsfiktion sei die
Beklagte zur Versorgung mit den beantragten HÃ¶rsystemen verpflichtet.

Die Beklagte ist der Klage unter Verweis auf die AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid entgegengetreten. DarÃ¼ber hinaus greife die
Genehmigungsfiktion hier nicht ein, da es um eine Leistung zur medizinischen
Rehabilitation gehe, welche bewusst aus dem Anwendungsbereich des Â§ 13 Abs.
3a FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) ausgeklammert sei. Daher werde die
fiktive Genehmigung nach Â§ 45 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
zurÃ¼ckgenommen (Bescheid vom 30.08.2017).

Mit Urteil vom 14.11.2017 hat das SG den Bescheid vom 30.8.2017 aufgehoben.
Zudem hat es die Bescheide vom 23.03.2016, 28.04.2016 und 06.07.2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 19.10.2016 abgeÃ¤ndert und die Beklagte
verurteilt, der KlÃ¤gerin zwei HÃ¶rgerÃ¤te der Marke widex zu gewÃ¤hren. Die
Voraussetzungen des Â§ 13 Abs. 3a SGB V seien erfÃ¼llt â�� die Beklagte habe die
maÃ�gebliche Dreiwochenfrist nicht eingehalten -, weswegen die KlÃ¤gerin mit den
beantragten HÃ¶rgerÃ¤ten zu versorgen sei. Dahinstehen kÃ¶nne, ob darÃ¼ber
hinaus auch ein materiell-rechtlicher Anspruch nach Â§ 33 SGB V gegeben sei. Die
mit Bescheid der Beklagten vom 30.08.2017 vorgenommene RÃ¼cknahme der
fingierten Genehmigung sei rechtswidrig und fÃ¼hre nicht zum ErlÃ¶schen des
Leistungsanspruchs, denn es mangele bereits am Vorliegen eines rechtswidrigen
Verwaltungsaktes.

Gegen das ihr am 19.12.2017 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 17.01.2018
Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus, das Urteil des SG kÃ¶nne
nach der BSG-Rechtsprechung vom 15.03.2018 (B 3 KR 4/16 R, B 3 KR 18/17 R und 
B 3 KR 12/17 R) keinen Bestand haben. Danach sei der sachliche
Anwendungsbereich des Â§ 13 Abs. 3a SGB V bei wie hier begehrten, dem
Behinderungsausgleich dienenden Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
nicht erÃ¶ffnet. Bescheide, mit denen die beklagten Krankenkassen in diesen
Verfahren die Genehmigungsfiktion zurÃ¼ckgenommen hÃ¤tten, gingen in
Ermangelung einer Fiktion ins Leere. Die materiell-rechtliche PrÃ¼fung des
Hilfsmittelanspruchs sei nunmehr im Berufungsverfahren durchzufÃ¼hren. Insoweit
werde auf die Stellungnahmen der HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin Sch. verwiesen. In
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der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 22.01.2020 hat die KlÃ¤gerin mitgeteilt, dass
ihr die streitgegenstÃ¤ndlichen HÃ¶rgerÃ¤te von ihrem HÃ¶rgerÃ¤teakustiker
Ã¼berlassen worden seien und sie die HÃ¶rgerÃ¤te aktuell nutze. AuÃ�er den
Kosten fÃ¼r Batterien mÃ¼sse sie hierfÃ¼r keine Kosten/GebÃ¼hren an den
Akustiker zahlen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 14.11.2017 aufzuheben und die Klagen
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Das Urteil des SG sei im Ergebnis nicht zu beanstanden. Auch aus materiell-
rechtlicher Sicht stÃ¼nden ihr die begehrten HÃ¶rgerÃ¤te zu. Sie habe sich die
HÃ¶rgerÃ¤te bislang nicht beschafft. Im Rahmen der Testung des zuzahlungsfreien
HÃ¶rsystems und der WunschgerÃ¤te hÃ¤tten die Vorteile des Letztgenannten
deutlich Ã¼berwogen. Mit dem zuzahlungsfreien GerÃ¤t habe sie nicht telefonieren
kÃ¶nnen. Dies sei in ihrem Beruf gerade deshalb von besonderer Bedeutung, weil
mit den SchÃ¼lern eine Kommunikation nicht uneingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich sei.

Die mit Beschluss vom 02.12.2019 Beigeladene hat keinen Antrag gestellt und sich
zur Sache nicht geÃ¤uÃ�ert.

Der vorherige Berichterstatter hat die Rechtssache mit den Beteiligten am
10.10.2018 erÃ¶rtert.

Zu den weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge, die beigezogene Verwaltungsakte der
Beklagten sowie das Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 22.01.2020
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

1. Die nach Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig, insbesondere statthaft gemÃ¤Ã� 
Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG, da sich die begehrte weitergehende Versorgung
ausweislich des vorgelegten Kostenvoranschlags auf 4.087,45 EUR belÃ¤uft.

2. Gegenstand des Berufungsverfahrens ist das Begehren der KlÃ¤gerin auf
Versorgung mit zwei HÃ¶rgerÃ¤ten der Marke widex Ã¼ber den bereits bewilligten
Festbetrag hinaus. Mit diesen HÃ¶rgerÃ¤ten ist die KlÃ¤gerin bis aktuell nicht
(endgÃ¼ltig) versorgt, fÃ¼r die derzeitige Nutzung hat sie keine Kosten zu tragen;
eine Kostenerstattung wird daher nicht begehrt. Streitbefangen sind die (beiden)
Bescheide vom 06.07.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
19.10.2016, soweit darin eine Versorgung Ã¼ber den Festbetrag hinaus abgelehnt
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wird. Die ursprÃ¼nglich angefochtenen Bescheide vom 23.03.2016 und 28.04.2016
haben sich demgegenÃ¼ber erledigt. Die Beklagte hat sie mit Bescheiden vom
06.07.2016 aufgehoben. Sie sind nicht mehr Gegenstand des Verfahrens.

Der Bescheid der Beklagten vom 30.08.2017, der auf die RÃ¼cknahme einer
vermeintlich eingetretenen fiktiven Genehmigung gerichtet ist und nach Â§ 96 SGG
Gegenstand des Klageverfahrens geworden ist, steht demgegenÃ¼ber nicht zur
Ã�berprÃ¼fung durch den Senat, da insoweit keine Berufung eingelegt wurde. Das
Urteil des SG ist insoweit in Rechtskraft erwachsen.

3. Die Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Das SG hat den Klagen zu Unrecht
stattgegeben. Die Bescheide der Beklagten vom 06.07.2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19.10.2016 sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die
KlÃ¤gerin nicht in ihren subjektiven Rechten. Ein Anspruch auf die begehrte
Versorgung mit HÃ¶rgerÃ¤ten Ã¼ber den Festbetrag hinaus ergibt sich weder aus
einer Genehmigungsfiktion (dazu a) noch dem krankenversicherungsrechtlichen
Leistungsrecht (dazu b) noch aus sonstigem Rehabilitationsrecht (dazu c).

a) Ein Anspruch aus einer Genehmigungsfiktion scheidet fÃ¼r das hier begehrte
Hilfsmittel aus.

Ein Anspruch ergibt sich nicht nach Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V. Denn Â§ 13 Abs. 3a
Satz 9 SGB V (in der seit 26.02.2013 geltenden Fassung von Art. 2 Nr. 1 des
Gesetzes zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten â��
PatRVerbG â�� vom 20.02.2013, BGBl. I S. 277, gÃ¼ltig bis 31.12.2017) verweist
fÃ¼r Leistungen zur medizinischen Rehabilitation auf das Rehabilitations- und
Teilhaberecht, das in Â§Â§ 14 und 15 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX; in
der seit 01.07.2001 geltenden Fassung durch Art. 1 und 68 SGB IX vom 19.06.2001,
BGBl. I S. 1046, gÃ¼ltig bis 31.12.2017 [im Folgenden a.F.], sowie in Â§Â§ 14 bis 24
SGB IX i.d.F. von Art. 1 des Gesetzes zur StÃ¤rkung der Teilhabe und
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen [Bundesteilhabegesetz â��
BTHG] vom 23.12.2016, BGBl. I S. 3234, m.W.v. 01.01.2018) ein eigenstÃ¤ndiges, in
sich geschlossenes System bei Ã�berschreitung von Entscheidungsfristen mit
entsprechenden Sanktionen vorhÃ¤lt. Die Regelungssysteme von Â§ 13 Abs. 3a SGB
V einerseits und von Â§Â§ 14, 15 SGB IX a.F. (nunmehr Â§Â§ 14 bis 24 SGB IX)
schlieÃ�en sich gegenseitig aus. Daher findet Â§ 13 Abs. 3a SGB V insgesamt auf
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation zur Vermeidung sonst nicht
auflÃ¶sbarer Normkonflikte keine Anwendung (ausfÃ¼hrlich hierzu BSG, Urteile
vom 08.03.2016 â�� B 1 KR 25/15 R -, in juris, Rn. 12 ff. und vom 15.03.2018 â�� B
3 KR 18/17 R -, in juris Rn. 15 ff.). MaÃ�stab fÃ¼r die Systemabgrenzung ist bei
alledem allein das objektive Recht. Der Ausschluss des Anwendungsbereichs von Â§
13 Abs. 3a SGB V fÃ¼r Leistungen zur medizinischen Rehabilitation durch Â§ 13
Abs. 3a Satz 9 SGB V schlieÃ�t eine LeistungsgewÃ¤hrung Ã¼ber Â§ 13 Abs. 3a
SGB V aus, unabhÃ¤ngig davon, ob sie der Versicherte fÃ¼r eine nichtrehabilitative
Leistung halten durfte und sie i.S.d. Â§ 13 Abs. 3a Satz 7 SGB V als erforderlich
ansehen durfte. Zwar wird die Versorgung mit Hilfsmitteln in Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr.
3 SGB V systematisch der Krankenbehandlung zugeordnet. FÃ¼r eine
systemgerechte Zuordnung des jeweils zu beurteilenden Hilfsmittels bedarf es aber
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einer Differenzierung nach dessen FunktionalitÃ¤t und Zwecksetzung. Nach dieser
Abgrenzung finden die Regelungen des Â§ 13 Abs. 3a SGB V allein auf Hilfsmittel
zur Sicherung des Erfolgs der Krankenbehandlung (Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 Var. 1 SGB
V) Anwendung, denn als Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sind alle
anderen Hilfsmittel vom Anwendungsbereich des Â§ 13 Abs. 3a SGB V
ausgenommen (BSG, Urteil vom 15.03.2018 â�� B 3 KR 18/17 R -, in juris Rn. 22 f.,
Urteil des erkennenden Senats vom 26.06.2019 â�� L 5 R 1195/18 -, n.v.).

Die vorliegend begehrten HÃ¶rgerÃ¤te dienen nicht der Krankenbehandlung, da sie
das Funktionsdefizit (SchwerhÃ¶rigkeit) nicht kurativ behandeln. Der vom Regelfall
abweichende KÃ¶rperzustand bleibt als solcher im Wesentlichen unverÃ¤ndert.
Vielmehr wird die FunktionsbeeintrÃ¤chtigung ausgeglichen bzw. die
beeintrÃ¤chtigte KÃ¶rperfunktion ersetzt. Es handelt sich mithin um Hilfsmittel zum
Behinderungsausgleich und damit um Leistungen der medizinischen Rehabilitation
i.S.d. Â§ 13 Abs. 3a Satz 9 SGB V.

Die fiktive Genehmigung des nicht rechtzeitig verbeschiedenen Leistungsantrages
erforderte nach der damit maÃ�geblichen bis zum 31.12.2017 geltenden Regelung
des Â§ 15 Abs. 1 SÃ¤tze 1 â�� 4 SGB IX a.F. u.a. eine Fristsetzung des
Antragsstellers an den RehabilitationstrÃ¤ger. Da eine Fristsetzung durch die
KlÃ¤gerin i.S.d. Â§ 15 SGB IX a.F. nicht erfolgt ist, sind auch die Voraussetzungen
eines Leistungsanspruchs aufgrund einer rehabilitationsrechtlichen Fiktion nicht
erfÃ¼llt.

b) Aus dem krankenversicherungsrechtlichen Leistungsrecht ergibt sich der geltend
gemachte Anspruch ebenfalls nicht.

Nach Â§Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V haben Versicherte
Anspruch auf Versorgung mit Hilfsmitteln wie u.a. HÃ¶rhilfen, die im Einzelfall
erforderlich sind, um u.a. eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel
nicht als allgemeine GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen
oder nach Â§ 34 Abs. 4 SGB V ausgeschlossen sind, sowie im Rahmen des
Notwendigen und Wirtschaftlichen (Â§ 12 Abs. 1 SGB V) fÃ¼r den von der
Krankenkasse geschuldeten Behinderungsausgleich erforderlich sind. Die
Leistungspflicht der Krankenkasse ist mit dem Festbetrag erfÃ¼llt, wenn fÃ¼r die
Leistung ein Festbetrag festgesetzt ist (Â§ 12 Abs. 2 SGB V).

(1) HÃ¶rgerÃ¤te sind solche Hilfsmittel zum Behinderungsausgleich, da sie die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung (SchwerhÃ¶rigkeit) ausgleichen bzw. die
beeintrÃ¤chtigte KÃ¶rperfunktion (HÃ¶ren) ersetzen. Als solche stellen sie keinen
Gebrauchsgegenstand des tÃ¤glichen Lebens dar und sind auch nicht nach Â§ 34
Abs. 4 SGB V aus der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung
ausgeschlossen. Die KlÃ¤gerin ist aufgrund der bei ihr bestehenden hereditÃ¤ren
pancochleÃ¤ren hochgradigen InnenohrschwerhÃ¶rigkeit beidseits auf eine
Versorgung mit HÃ¶rgerÃ¤ten angewiesen. Der sprachaudiometrisch ermittelte
HÃ¶rverlust betrÃ¤gt beidseits 60% (Sprachverstehen ohne HÃ¶rsysteme 40%).
Dies entnimmt der Senat der entsprechenden ohrenÃ¤rztlichen Verordnung des Dr.
H. vom 05.03.2015 Ã¼ber eine beidseits notwendige HÃ¶rhilfe und dem

                             7 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%2018/17%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/15.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/27.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/34.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/12.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/12.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/34.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/34.html


 

Anpassungsbericht der Firma HÃ¶rakustik D. V. vom 29.02.2016. Dies wird auch
von der Beklagten und der Beigeladenen nicht in Abrede gestellt.

(2) Der von den Krankenkassen geschuldete Behinderungsausgleich bemisst sich
entscheidend danach, ob eine Leistung des unmittelbaren oder des mittelbaren
Behinderungsausgleichs beansprucht wird (BSG, Urteil vom 17.12.2009 â�� B 3 KR
20/08 R -, in juris Rn. 14). Insoweit hat der in Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V als 3.
Variante genannte Zweck fÃ¼r die im Rahmen der gesetzlichen
Krankenversicherung gebotene Hilfsmittelversorgung zwei Ebenen (zum Folgenden
BSG, Urteil vom 24.01.2013 â�� B 3 KR 5/12 R -, in juris Rn. 31 ff.).

(a) Im Bereich des unmittelbaren Behinderungsausgleichs ist die
Hilfsmittelversorgung grundsÃ¤tzlich von dem Ziel eines vollstÃ¤ndigen
funktionellen Ausgleichs geleitet. Im Vordergrund steht dabei der unmittelbare
Ausgleich der ausgefallenen oder beeintrÃ¤chtigten KÃ¶rperfunktion. Davon ist
auszugehen, wenn das Hilfsmittel die AusÃ¼bung der beeintrÃ¤chtigten
KÃ¶rperfunktion â�� hier das HÃ¶ren â�� selbst ermÃ¶glicht, ersetzt oder
erleichtert. FÃ¼r diesen unmittelbaren Behinderungsausgleich gilt das Gebot eines
mÃ¶glichst weitgehenden Ausgleichs des Funktionsdefizits, und zwar unter
BerÃ¼cksichtigung des aktuellen Stands des medizinischen und technischen
Fortschritts (Â§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V). Dies dient in aller Regel ohne gesonderte
weitere PrÃ¼fung der Befriedigung eines GrundbedÃ¼rfnisses des tÃ¤glichen
Lebens im Sinne von Â§ 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX a.F., weil die Erhaltung bzw.
Wiederherstellung einer KÃ¶rperfunktion als solche schon ein GrundbedÃ¼rfnis in
diesem Sinne ist. Deshalb kann auch die Versorgung mit einem fortschrittlichen,
technisch weiterentwickelten Hilfsmittel nicht mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt
werden, der bisher erreichte Versorgungsstandard sei ausreichend, solange ein
Ausgleich der Behinderung nicht vollstÃ¤ndig im Sinne des Gleichziehens mit einem
gesunden Menschen erreicht ist (BSG, Urteil vom 24.01.2013 â�� B 3 KR 5/12 R -, in
juris, Rn. 31; BSG, Urteil vom 16.09.2004 â�� B 3 KR 20/04 R -, in juris Rn. 12). Das
MaÃ� der notwendigen Versorgung mit HÃ¶rhilfen erschÃ¶pft sich daher nicht in der
VerstÃ¤ndigung beim EinzelgesprÃ¤ch unter direkter Ansprache, sondern umfasst
im Rahmen des MÃ¶glichen auch das HÃ¶ren und Verstehen in grÃ¶Ã�eren
RÃ¤umen und bei stÃ¶renden UmgebungsgerÃ¤uschen (vgl. auch Â§ 19 Abs. 1
HilfsM-Richtlinie). Die gesetzliche Krankenversicherung hat ihren Versicherten daher
die dazu nach dem Stand der HÃ¶rgerÃ¤tetechnik (Â§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V) jeweils
erforderlichen GerÃ¤te zur VerfÃ¼gung zu stellen. Das schlieÃ�t auch die
Versorgung mit digitalen HÃ¶rgerÃ¤ten ein (BSG, Urteile vom 24.01.2013 â�� B 3
KR 5/12 R -, in juris Rn. 31 und vom 30.10.2014 â�� B 5 R 8/14 R -, in juris, Rn. 47).

Auch in FÃ¤llen des mittelbaren Behinderungsausgleichs, wenn also die Erhaltung
bzw. Wiederherstellung der beeintrÃ¤chtigten KÃ¶rperfunktion nicht oder nicht
ausreichend mÃ¶glich ist und deshalb Hilfsmittel zum Ausgleich von direkten und
indirekten Folgen der Behinderung benÃ¶tigt werden, ist von der gesetzlichen
Krankenversicherung ein Hilfsmittel zu gewÃ¤hren, wenn damit die Auswirkungen
der Behinderung im gesamten tÃ¤glichen Leben beseitigt oder gemildert werden
kÃ¶nnten und damit ein allgemeines GrundbedÃ¼rfnis des tÃ¤glichen Lebens â��
wie das HÃ¶ren â�� betroffen ist. Dann sind die Krankenkassen allerdings nur fÃ¼r
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einen Basisausgleich von Behinderungsfolgen eintrittspflichtig (BSG, Urteil vom
24.01.2013 â�� B 3 KR 5/12 R -, in juris, Rn. 32). Es geht insoweit nicht um einen
Ausgleich im Sinne des vollstÃ¤ndigen Gleichziehens mit den letztlich unbegrenzten
MÃ¶glichkeiten eines gesunden Menschen. Ã�ber die der gesetzlichen
Krankenversicherung zugewiesene medizinische Rehabilitation hinausgehende
Zwecke sind anderen Sozialleistungssystemen zugewiesen (BSG, Urteil vom
17.12.2009 â�� B 3 KR 20/08 R -, in juris Rn. 16; BSG, Urteil vom 24.01.2013 â�� B
3 KR 5/12 R -, in juris Rn. 31). AusschlieÃ�lich berufliche und arbeitsplatzspezifische
Gebrauchsvorteile sind â�� entgegen des als Ã¼berholt anzusehenden Urteils des
13. Senats des BSG vom 21.08.2008 (B 13 R 33/07 R -, in juris; digitales HÃ¶rgerÃ¤t
fÃ¼r Lagerarbeiter) â�� fÃ¼r die Hilfsmittelversorgung nach dem SGB V
grundsÃ¤tzlich unbeachtlich (BSG, Urteile vom 17.12.2009 â�� B 3 KR 20/08 R -, in
juris Rn. 14, vom 24.01.2013 â�� B 3 KR 5/12 R -, in juris Rn. 33 sowie vom
30.10.2014 â�� B 5 R 8/14 R -, in juris Rn. 47).

(b) FÃ¼r den Versorgungsumfang, insbesondere die QualitÃ¤t, QuantitÃ¤t und
DiversitÃ¤t der Hilfsmittelausstattung kommt es aber sowohl beim unmittelbaren
als auch beim mittelbaren Behinderungsausgleich allein auf den Umfang der mit
dem begehrten Hilfsmittel zu erreichenden Gebrauchsvorteile an. Ohne
Wertungsunterschiede besteht in beiden Bereichen Anspruch auf die im Einzelfall
ausreichende, zweckmÃ¤Ã�ige und wirtschaftliche Hilfsmittelversorgung, nicht
jedoch auf eine Optimalversorgung. Deshalb besteht kein Anspruch auf ein teureres
Hilfsmittel, soweit die kostengÃ¼nstigere Versorgung fÃ¼r den angestrebten
Nachteilsausgleich funktionell in gleicher Weise geeignet ist (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BSG, etwa Urteile vom 16.04.1998 â�� B 3 KR 6/97 R -, in juris,
Rn. 17 und vom 24.01.2013 â�� B 3 KR 5/12 R -, in juris Rn. 34). DemgemÃ¤Ã�
haben die Krankenkassen nicht fÃ¼r solche Innovationen aufzukommen, die keine
wesentlichen Gebrauchsvorteile fÃ¼r den Versicherten bewirken. MaÃ�geblich ist
daher, ob das teurere Hilfsmittel im Vergleich zu kostengÃ¼nstigeren anderen im
Alltag â�� d.h. nicht nur in einzelnen, nicht zu den menschlichen
GrundbedÃ¼rfnissen zÃ¤hlenden Lebensbereichen â�� wesentliche
Gebrauchsvorteile bietet. Dabei muss es um Verbesserungen gehen, welche die
FunktionalitÃ¤t betreffen (BSG, Urteil vom 15.03.2018 â�� B 3 KR 18/17 R -, in juris
Rn. 42 m.w.N.). Mehrkosten sind andernfalls selbst zu tragen (Â§ 33 Abs. 1 Satz 9
SGB V in der ab 11.05.2019 geltenden Fassung; frÃ¼her Â§ 33 Abs. 1 Satz 5 SGB V
).

(c) Unter BerÃ¼cksichtigung dieser MaÃ�stÃ¤be steht zur Ã�berzeugung des
Senats fest, dass ein entsprechender Behinderungsausgleich auch durch ein
HÃ¶rgerÃ¤t zum Festbetrag bei der KlÃ¤gerin zu erreichen ist.

Das von der KlÃ¤gerin getestete, zum Festbetrag angebotene digitale HÃ¶rgerÃ¤t
AS verfÃ¼gt Ã¼ber vier KanÃ¤le (ermÃ¶glichen eine individuelle und feine
Anpassung des HÃ¶rsystems an den HÃ¶rverlust), vier HÃ¶rprogramme (zur
manuellen Einstellung auf unterschiedliche Situationen, wovon eines als TV- oder
als Telefonprogramm eingestellt werden kann), RÃ¼ckkopplungsunterdrÃ¼ckung,
StÃ¶rgerÃ¤uschunterdrÃ¼ckung und ein omnidirektionales sowie ein direktional-
statisches Richtmikrofon. Dies entnimmt der Senat der Darstellung im Internet zur
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Ausstattung des AS (wiki.leichthoerig.de/index.php?title=Techlevel) sowie der
Stellungnahme der HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin Sch. vom 26.04.2016. Die
technische Ausstattung, die auch von der KlÃ¤gerin nicht in Abrede gestellt wird,
gewÃ¤hrleistet mithin nicht nur eine VerstÃ¤ndigung im EinzelgesprÃ¤ch unter
direkter Ansprache, sondern auch das HÃ¶ren und Verstehen in groÃ�en RÃ¤umen
und bei stÃ¶renden NebengerÃ¤uschen (insbesondere
RÃ¼ckkopplungsunterdrÃ¼ckung, StÃ¶rgerÃ¤uschunterdrÃ¼ckung, direktionales
Richtmikrofon) sowie das Telefonieren. Die EinwÃ¤nde der KlÃ¤gerin gegen das
FestbetragsgerÃ¤t vermÃ¶gen den Senat nicht zu Ã¼berzeugen. Insbesondere ihre
AusfÃ¼hrungen, das Telefonieren sei ihr mit dem zuzahlungsfreien GerÃ¤t nicht
mÃ¶glich, sind fÃ¼r den Senat nicht nachvollziehbar. Insoweit hat die
HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin Sch. dargelegt, dass aufgrund der vorliegenden
Messungen das Telefonieren mit HÃ¶rgerÃ¤ten sowie das Fernsehschauen ohne
(weitere) Hilfsmittel mÃ¶glich ist. UnabhÃ¤ngig davon ist dieser Einwand
insbesondere anhand der von der Firma HÃ¶rakustik D. V. mitgeteilten
Messergebnisse als objektivierbare GrÃ¶Ã�e Ã¼berwiegend nicht nachzuvollziehen.
So erreichte die KlÃ¤gerin beim Freiburger Sprachtest sowohl mit dem
zuzahlungsfreien als auch mit dem begehrten streitgegenstÃ¤ndlichen GerÃ¤t ohne
StÃ¶rschall ein Sprachverstehen von 100 %. Auch unter StÃ¶rschall war der
HÃ¶rgewinn nahezu identisch. Die Differenz zwischen den beiden GerÃ¤tetypen
unter StÃ¶rschall von 5 % bewertete die HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin Sch.
fachkundig und fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend als nicht signifikant. Insoweit
fÃ¼hrte sie nachvollziehbar aus, dass sich der Unterschied von 5 % innerhalb der
Messtoleranz bewege. Der Freiburger Sprachtest ist nach Â§ 21 Abs. 2 ff. HilfsM-
Richtlinie ein normiertes Verfahren und ermÃ¶glicht einen objektiven Vergleich
zwischen den getesteten HÃ¶rgerÃ¤ten. Zu weiteren Ermittlungen von Amts wegen
sah sich der Senat daher nicht veranlasst. Die weitergehenden Eigenschaften der
begehrten HÃ¶rgerÃ¤te bedingen keinen wesentlichen Gebrauchsvorteil im oben
beschriebenen Sinne gegenÃ¼ber dem FestbetragsgerÃ¤t, sondern bieten nur eine
komfortablere Gestaltung im Alltag, was HÃ¶rgerÃ¤teakustikmeisterin Sch.
ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigte.

(d) Den auf Grundlage des Â§ 36 SGB V durch Beschluss des Spitzenverbands Bund
der Krankenkassen vom 01.11.2013 festgesetzten Festbetrag (HÃ¶rgerÃ¤t fÃ¼r
schwerhÃ¶rige Versicherte, ausgenommen fÃ¼r an Taubheit grenzend
schwerhÃ¶rige Versicherte) hat die Beklagte mit Bescheiden vom 06.07.2016
bereits bewilligt. Damit hat sie ihre krankenversicherungsrechtliche Leistungspflicht
erfÃ¼llt (Â§Â§ 12 Abs. 2, 33 Abs. 7 SGB V).

c) Ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf Erstattung der den Festbetrag Ã¼bersteigenden
Kosten der HÃ¶rgerÃ¤te ergibt sich auch nicht aus anderen
rehabilitationsrechtlichen Rechtsgrundlagen.

(1) Da die Â§Â§ 14 bis 24 SGB IX i.d.F. des BTHG lediglich fÃ¼r solche AntrÃ¤ge
gelten, die seit dem Inkrafttreten dieser Regelungen am 01.01.2018 gestellt wurden
(BSG, Urteil vom 15.03.2018 â�� B 3 KR 18/17 R -, in juris Rn. 45), finden auf den
spÃ¤testens im Februar 2016 gestellten Antrag noch die Regelungen der Â§Â§ 14 ff.
SGB IX a.F. Anwendung. Die zumindest mangels nicht fristgerechter Weiterleitung
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des Rehabilitationsantrags nach Â§ 14 Abs. 2 Satz 1 SGB IX a.F. an die Beigeladene
(Antrag vom 29.02.2016; Schreiben an die Beigeladene vom 23.03.2016)
begrÃ¼ndete umfassende PrÃ¼fungs- und gegebenenfalls auch
LeistungszustÃ¤ndigkeit der beklagten Krankenkasse als zuerst angegangene
LeistungstrÃ¤gerin erstreckt sich im AuÃ�enverhÃ¤ltnis zum Versicherten auf alle
Rechtsgrundlagen, die Ã¼berhaupt in dieser Bedarfssituation
rehabilitationsrechtlich vorgesehen sind (BSG, Urteil vom 15.03.2018 â�� B 3 KR
18/17 R -, in juris Rn. 47 m.w.N.).

(2) Die gesetzliche Rentenversicherung erbringt neben Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben unter anderem Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (vgl. Â§ 9
Abs. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch [SGB VI]), wenn die persÃ¶nlichen und die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen (vgl. Â§Â§ 10 und 11 SGB VI) erfÃ¼llt
und die Leistungen nicht nach Â§ 12 SGB VI ausgeschlossen sind. Die gesetzliche
Rentenversicherung kann unter anderem Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation nach Â§ 15 SGB VI erbringen (Â§ 9 Abs. 1 SGB VI), fÃ¼r die in Â§ 15
Abs. 1 Satz 1 SGB VI auf die rehabilitationsrechtlichen Bestimmungen der Â§Â§ 42
bis 47 SGB IX (Â§Â§ 26 bis 31 SGB IX a.F.) verwiesen wird. Nach Â§ 42 Abs. 1 Nr. 2
SGB IX werden Leistungen zur medizinischen Rehabilitation behinderter Menschen
u.a. erbracht, um EinschrÃ¤nkungen der ErwerbsfÃ¤higkeit zu vermeiden, zu
Ã¼berwinden oder zu mindern; zu diesen Leistungen gehÃ¶ren nach Â§ 42 Abs. 2
Nr. 6 SGB IX (Â§ 26 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 6 SGB IX a.F.) auch Hilfsmittel, deren
Erbringung wiederum in Â§ 47 SGB IX (Â§ 31 SGB IX a.F.) nÃ¤her geregelt ist. Hierzu
zÃ¤hlen nach Â§ 47 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX (Â§ 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX a.F.) unter
anderem Hilfsmittel, die unter BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde des Einzelfalles
erforderlich sind, um eine Behinderung bei der Befriedigung von
GrundbedÃ¼rfnissen des tÃ¤glichen Lebens auszugleichen, soweit sie nicht als
allgemeine GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen sind. Als
Hilfsmittel zum hier einschlÃ¤gigen unmittelbaren Behinderungsausgleich dient ein
HÃ¶rgerÃ¤t ohne gesonderte weitere PrÃ¼fung der Befriedigung eines
GrundbedÃ¼rfnisses des tÃ¤glichen Lebens, weil die Erhaltung bzw. die
Wiederherstellung einer KÃ¶rperfunktion als solche schon ein GrundbedÃ¼rfnis in
diesem Sinne ist (siehe bereits oben). Ob die AusÃ¼bung der ErwerbstÃ¤tigkeit ein
GrundbedÃ¼rfnis im Sinne von Â§ 47 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX (Â§ 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX
a.F.) ist, ist unerheblich (vgl. BSG, Urteil vom 24.01.2013 â�� B 3 KR 5/12 R -, juris
Rn. 49 f.). WÃ¤hlt ein Versicherter ein zum Behinderungsausgleich geeignetes
Hilfsmittel in einer Ã¼ber das medizinisch Notwendige hinausgehenden
aufwÃ¤ndigeren AusfÃ¼hrung, trÃ¤gt die Krankenkasse nur die Kosten des
Hilfsmittels in der notwendigen Ausstattung, wÃ¤hrend die Mehrkosten
grundsÃ¤tzlich vom Versicherten selbst zu tragen sind (Â§ 33 Abs. 1 Satz 9 SGB V
[frÃ¼her Â§ 33 Abs. 1 Satz 5 SGB V] und Â§ 47 Abs. 3 SGB IX [Â§ 31 Abs. 3 SGB IX
a.F.]). Ist die hÃ¶herwertige Ausstattung dagegen zwar nicht fÃ¼r den
Alltagsgebrauch, wohl aber aus rein beruflichen GrÃ¼nden erforderlich, fallen die
Mehrkosten, die sonst der Versicherte selbst tragen mÃ¼sste, dem
RentenversicherungstrÃ¤ger zur Last (BSG, Urteil vom 15.03.2018 â�� B 3 KR 18/17
R -, in juris Rn. 53; vgl. 3 b) (2) (a)).

Die von der KlÃ¤gerin begehrte aufwÃ¤ndigere Versorgung mit den
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streitbefangenen HÃ¶rgerÃ¤ten ist nicht in diesem Sinne aus rein beruflichen
GrÃ¼nden erforderlich. Die KlÃ¤gerin ist als Lehrerin fÃ¼r behinderte Kinder
beschÃ¤ftigt. In diesem Rahmen betreut sie z.T. auch schwerstbehinderte Kinder.
Die KlÃ¤gerin verwies u.a. auf GesprÃ¤che mit UmgebungslÃ¤rm sowie darauf, dass
ihr das Singen und Musizieren mit SchÃ¼lern mit den zuzahlungsfreien
HÃ¶rsystemen nicht mÃ¶glich sei. Des Weiteren sei es ein Problem fÃ¼r sie, die
Brille auf- oder abzusetzen oder die Haare zurÃ¼ckzustreichen. Dieses Problem
stelle sich auch beim Be- und Entkleiden der SchÃ¼ler, die wÃ¤hrend des Vorgangs
an ihren Ohren oder Haaren "wursteln", sodass die LautstÃ¤ke der GerÃ¤te verstellt
werde. Dadurch, dass die Telefone in der Schule auf dem Gang platziert seien, seien
die Telefonate mit groÃ�em StÃ¶rgerÃ¤usch zu fÃ¼hren. Dem ist
entgegenzuhalten, dass die LautstÃ¤rkeeinstellung des HÃ¶rsystems vorab den
Anforderungen beim Telefonieren angepasst, das HÃ¶rprogramm ausgewÃ¤hlt und
das integrierte Richtmikrophon entsprechend ausgerichtet werden kann. Gleiches
gilt fÃ¼r das Vorbereiten des Singens und Musizierens mit den SchÃ¼lern. Auch die
sich in Lehrerkonferenzen von Seiten der KlÃ¤gerin geschilderten Probleme sowie
die im Rahmen der TÃ¤tigkeit erforderliche Kommunikation, insbesondere
GesprÃ¤che unter StÃ¶rgerÃ¤usch und Telefonate, sind nicht auf den konkreten
Arbeitsplatz der KlÃ¤gerin beschrÃ¤nkt, vielmehr finden sie in gleicher oder
Ã¤hnlicher Form auch im Privatleben oder in den meisten anderen beruflichen
TÃ¤tigkeiten statt. Es ist nicht ersichtlich, dass die KlÃ¤gerin ausschlieÃ�lich in ihrer
konkreten beruflichen TÃ¤tigkeit auf eine besondere bzw. spezielle HÃ¶rfÃ¤higkeit
â�� wie etwa bei akustischen Kontroll- oder Ã�berwachungsarbeiten oder beim
feinsinnigen Unterscheiden zwischen bestimmten TÃ¶nen und KlÃ¤ngen wie
beispielsweise bei der TÃ¤tigkeit eines Klavierstimmers â�� angewiesen wÃ¤re.
Telefonate, MehrpersonengesprÃ¤che und VerstÃ¤ndigungen unter
StÃ¶rgerÃ¤uschen gehÃ¶ren nahezu zu jedem privaten und beruflichen Alltag.
StÃ¶rschall tritt auch in vielen Bereichen des tÃ¤glichen Lebens, sei es im
StraÃ�enverkehr, in Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln, in Einkaufs- und kulturellen
Einrichtungen auf (SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 07.02.2012 â�� L 5 R 286/11 -,
juris Rn. 23).

(3) Ein Anspruch als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben nach Â§ 49 Abs. 8 Satz 1
Nr. 4b SGB IX (Â§ 33 Abs. 8 Satz 1 Nr. 4 SGB IX a.F.) kommt nicht in Betracht. Dieser
bestimmt, dass Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auch Hilfsmittel umfassen,
"es sei denn, dass â�¦ solche Leistungen als medizinische Leistung erbracht werden
kÃ¶nnen". Da dies gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 SGB VI, Â§ 42 Abs. 2 Nr. 6 SGB IX
(Â§ 26 Abs. 2 Nr. 6 SGB IX a.F.) fÃ¼r HÃ¶rgerÃ¤te der Fall ist, scheidet eine
Qualifizierung der HÃ¶rgerÃ¤te als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben i.S.d. 
Â§ 49 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1 und 7, Abs. 8 Satz 1 Nr. 4 Buchst. b SGB IX (Â§ 33 Abs. 1,
Abs. 3 Nr. 1 und 6, Abs. 8 Satz 1 Nr. 4 SGB IX a.F.) i.V.m. Â§Â§ 9, 10, 11, 16 SGB VI
von vornherein aus (BSG, Urteil vom 30.10.2014 â�� B 5 R 8/14 R -, in juris Rn. 48
m.w.N.).

(4) Einen Rehabilitationsbedarf zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft macht
die KlÃ¤gerin fÃ¼r die begehrte Versorgung selbst nicht geltend. Ein solcher ist
unter BerÃ¼cksichtigung des durch das FestbetragsgerÃ¤t zu erreichenden, oben
dargelegten Behinderungsausgleichs auch nicht ersichtlich.
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4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG.

5. Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorlagen.

Erstellt am: 14.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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